
Ver.di-Vertrauensleute des Jugend- und Sozialamtes Frankfurt

Resolution der Teil-Personalversammlung KJS vom 28.11.2018

Die in der Teil-Personalversammlung KJS (Kinder- und Jugendhilfe Sozialdienst) anwesenden Be-
schäftigten stellen fest, dass in den letzten Jahren durch unterschiedlichste Prozesse die quantitati-
ven und qualitativen Anforderungen an die Beschäftigten des Amtes gestiegen sind, ohne dass es 
dafür den notwendigen personellen Ausgleich gegeben hat. 

Wir KJS MitarbeiterInnen sind engagiert und wollen verantwortungsvoll unsere Aufgaben wahrneh-
men können. Durch Personalknappheit und Fluktuation, eine teilweise nicht zu bewältigende Fall-
zahl, eine Neubelastung durch Verschiebung von Straßenzügen und Stadtteilen und immer weiter 
steigende administrative Aufgaben, geraten wir als KJS-Fachkräfte unter immensen Arbeitsdruck.

Verschärft wird unsere Arbeitsbelastung durch eine Personalbemessung, die zwar den Kinderschutz, 
aber andere verpflichtende Aufgaben, die sich z.B. aus den §§ 16-20 SGB VIII ergeben, nicht ausrei-
chend berücksichtigt. 

Wir SozialarbeiterInnen aus dem KJS sind eine der tragenden Säulen des Jugendamtes und müssen 
uns täglich den unterschiedlichsten Erwartungshaltungen stellen. Die durch die hohen Arbeitsbelas-
tungen entstandenen Arbeitsrückstände erzeugen Erklärungsnöte, die psychische Belastungen aus-
lösen und zusätzlich Zeitressourcen in Anspruch nehmen.
Immer wieder setzen wir uns der Gefahr aus, dass durch den hohen Druck im Arbeitsalltag das Risi-
ko steigt, strafrechtlich belangt zu werden.

Die Teil-Personalversammlung KJS vom 28.11.2018 fordert die Dienststelle auf,

 die Personalbemessung KJS jährlich so fortzuschreiben, dass nicht nur die § 8a SGB VIII Kinder-
schutzfälle, sondern auch andere Fallkonstellationen realistisch abgebildet werden:
- §§ 16-20 SGB VIII 
- § 35a SGB VIII / BTHG 
- HzE
- Hessisches Kindergesundheitsschutzgesetz

 wenn neue Aufgaben und Arbeitsaufträge vom Fachbereich Jugend für uns entwickelt werden, muss 
dem personell rechtzeitig Rechnung getragen werden

 ein wirksames Fehlzeitenmanagement aufzubauen, damit tatsächlichen Personalausfällen, aus wel-
chem Grund auch immer, frühzeitig entgegengewirkt werden kann

 für die Kompensation tatsächlicher Personalausfälle in den Sozialrathäusern ausreichend Personal 
zur Verfügung zu stellen

 die administrativen Aufgaben für den KJS zurückzufahren und auf das Notwendigste zu begrenzen

 auf Fallzahlen von max. 28 pro KJS-Fachkraft hinzuarbeiten (siehe ver.di-Forderung von Oktober/18)

 …deshalb darf kein Sozialrathaus eine KJS-Stelle verlieren!
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